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Die Verfassung des Deutschen Reichs. Vom 11 August 1919. 
 
 
Das Deutsche Volk, einig in seinen Stämmen und von dem Willen beseelt, sein Reich in 
Freiheit und Gerechtigkeit zu erneuern und zu festigen, dem inneren und dem äußeren Frieden 
zu dienen und den gesellschaftlichen Fortschritt zu fördern, hat sich diese Verfassung 
gegeben.   
   

Erster Hauptteil 
Aufbau und Aufgaben des Reichs 

Erster Abschnitt 
Reich und Länder 

 
 

Artikel 1 
Das Deutsche Reich ist eine Republik.  
Die Staatsgewalt geht vom Volke aus.    
 

Artikel 2 
Das Reichsgebiet besteht aus den Gebieten der deutschen Länder. Andere Gebiete 

können durch Reichsgesetz in das Reich aufgenommen werden, wenn es ihre Bevölkerung 
kraft des Selbstbestimmungsrechts begehrt.   

 
Artikel 3 

Die Reichsfarben sind schwarz-rot-gold. Die Handelsflagge ist schwarz-weiß-rot mit 
den Reichsfarben in der oberen inneren Ecke.   
 

Artikel 4 
Die allgemein anerkannten Regeln des Völkerrechts gelten als bindende Bestandteile 

des deutschen Reichsrechts.  
 

Artikel 154 
Das Erbrecht wird nach Maßgabe des bürgerlichen Rechtes gewährleistet.   
Der Anteil des Staates am Erbgut bestimmt sich nach den Gesetzen. 
   

Artikel 155 
Die Verteilung und Nutzung des Bodens wird von Staats wegen in einer Weise 

überwacht, die Mißbrauch verhütet und dem Ziele zustrebt, jedem Deutschen eine gesunde 
Wohnung und allen deutschen Familien, besonders den kinderreichen, eine ihren 
Bedürfnissen entsprechende Wohn- und Wirtschaftsheimstätte zu sichern. Kriegsteilnehmer 
sind bei dem zu schaffenden Heimstättenrecht besonders zu berücksichtigen.   

Grundbesitz, dessen Erwerb zur Befriedigung des Wohnungsbedürfnisses, zur 
Forderung der Siedlung und Urbarmachung oder zur Hebung der Landwirtschaft nötig ist, 
kann enteignet werden. Die Fideikommisse sind aufzulösen.   

Die Bearbeitung und Ausnutzung des Bodens ist eine Pflicht des Grundbesitzers 
gegenüber der Gemeinschaft. Die Wertsteigerung des Bodens, die ohne eine Arbeits- oder 



eine Kapitalaufwendung auf das Grundstück entsteht, ist für die Gesamtheit nutzbar zu 
machen.   

Alle Bodenschätze und alle wirtschaftlich nutzbaren Naturkräfte stehen unter Aufsicht 
des Staates. Private Regale sind im Wege der Gesetzgebung auf den Staat zu überführen.   
 

Artikel 156 
Das Reich kann durch Gesetz, unbeschadet der Entschädigung, in sinngemäßer 

Anwendung der für Enteignung geltenden Bestimmungen, für die Vergesellschaftung 
geeignete private wirtschaftliche Unternehmungen in Gemeineigentum überführen. Es kann 
sich selbst, die Länder oder die Gemeinden an der Verwaltung wirtschaftlicher 
Unternehmungen und Verbände beteiligen oder sich daran in anderer Weise einen 
bestimmenden Einfluß sichern.   

Das Reich kann ferner im Falle dringenden Bedürfnisses zum Zwecke der 
Gemeinwirtschaft durch Gesetz wirtschaftliche Unternehmungen und Verbände auf der 
Grundlage der Selbstverwaltung zusammenschließen mit dem Ziele, die Mitwirkung aller 
schaffenden Volksteile zu sichern, Arbeitgeber und Arbeitnehmer an der Verwaltung zu 
beteiligen und Erzeugung, Herstellung, Verteilung, Verwendung, Preisgestaltung sowie Ein- 
und Ausfuhr der Wirtschaftsgüter nach gemeinwirtschaftlichen Grundsätzen zu regeln .   

Die Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften und deren Vereinigungen sind auf ihr 
Verlangen unter Berücksichtigung ihrer Verfassung und Eigenart in die Gemeinwirtschaft 
einzugliedern.   
 

Artikel 157 
Die Arbeitskraft steht unter dem besonderen Schutz des Reichs.   
Das Reich schafft ein einheitliches Arbeitsrecht.   

 
Artikel 158 

Die geistige Arbeit, das Recht der Urheber, der Erfinder und der Künstler genießt den 
Schutz und die Fürsorge des Reichs.   

Den Schöpfungen deutscher Wissenschaft, Kunst und Technik ist durch 
zwischenstaatliche Vereinbarung auch im Ausland Geltung und Schutz zu verschaffen.   
 

Artikel 159 
Die Vereinigungsfreiheit zur Wahrung und Förderung der Arbeits- und 

Wirtschaftsbedingungen ist für jedermann und für alle Berufe gewährleistet. Alle Abreden 
und Maßnahmen, welche diese Freiheit einzuschränken oder zu behindern suchen, sind 
rechtswidrig.   
 

Artikel 160 
Wer in einem Dienst- oder Arbeitsverhältnis als Angestellter oder Arbeiter steht, hat 

das Recht auf die zur Wahrnehmung staatsbürgerlicher Rechte und, soweit dadurch der 
Betrieb nicht erheblich geschädigt wird, zur Ausübung ihm übertragener öffentlicher 
Ehrenämter nötige freie Zeit. Wieweit ihm der Anspruch auf Vergütung erhalten bleibt, 
bestimmt das Gesetz.    
 
  

Artikel 161 
Zur Erhaltung der Gesundheit und Arbeitsfähigkeit, zum Schutz der Mutterschaft und 

zur Vorsorge gegen die wirtschaftlichen Folgen von Alter, Schwäche und Wechselfällen des 
Lebens schafft das Reich ein umfassendes Versicherungswesen unter maßgebender 
Mitwirkung der Versicherten.   



 
Artikel 162 

Das Reich tritt für eine zwischenstaatliche Regelung der Rechtsverhältnisse der 
Arbeiter ein, die für die gesamte arbeitende Klasse der Menschheit ein allgemeines 
Mindestmaß der sozialen Rechte erstrebt.   
 

Artikel 163 
Jeder Deutsche hat unbeschadet seiner persönlichen Freiheit die sittliche Pflicht, seine 

geistigen und körperlichen Kräfte so zu betätigen, wie es das Wohl der Gesamtheit erfordert.   
Jedem Deutschen soll die Möglichkeit gegeben werden, durch wirtschaftliche Arbeit 

seinen Unterhalt zu erwerben. Soweit ihm angemessene Arbeitsgelegenheit nicht 
nachgewiesen werden kann, wird für seinen notwendigen Unterhalt gesorgt. Das Nähere wird 
durch besondere Reichsgesetze bestimmt. 

  
Artikel 164 

Der selbständige Mittelstand in Landwirtschaft, Gewerbe und Handel ist in Gesetzgebung und 
Verwaltung zu fördern und gegen Überlastung und Aufsaugung zu schützen.   
 

Artikel 165 
Die Arbeiter und Angestellten sind dazu berufen, gleichberechtigt in Gemeinschaft mit 

den Unternehmern an der Regelung der Lohn- und Arbeitsbedingungen sowie an der 
gesamten wirtschaftlichen Entwicklung der produktiven Kräfte mitzuwirken. Die 
beiderseitigen Organisationen und ihre Vereinbarungen werden anerkannt.  

Die Arbeiter und Angestellten erhalten zur Wahrnehmung ihrer sozialen und 
wirtschaftlichen Interessen gesetzliche Vertretungen in Betriebsarbeiterräten sowie in nach 
Wirtschaftsgebieten gegliederten Bezirksarbeiterräten und in einem Reichsarbeiterrat.    

Die Bezirksarbeiterräte und der Reichsarbeiterrat treten zur Erfüllung der gesamten 
wirtschaftlichen Aufgaben und zur Mitwirkung bei der Ausführung der Sozialisierungsgesetze 
mit den Vertretungen der Unternehmer und sonst beteiligter Volkskreise zu 
Bezirkswirtschaftsräten und zu einem Reichswirtschaftsrat zusammen. Die 
Bezirkswirtschaftsräte und der Reichswirtschaftsrat sind so zu gestalten, daß alle wichtigen 
Berufsgruppen entsprechend ihrer wirtschaftlichen und sozialen Bedeutung darin vertreten 
sind. 

Sozialpolitische und wirtschaftspolitische Gesetzentwürfe von grundlegender 
Bedeutung sollen von der Reichsregierung vor ihrer Einbringung dem Reichswirtschaftsrat 
zur Begutachtung vorgelegt werden. Der Reichswirtschaftsrat hat das Recht, selbst solche 
Gesetzesvorlagen zu beantragen. Stimmt ihnen die Reichsregierung nicht zu, so hat sie 
trotzdem die Vorlage unter Darlegung ihres Standpunkts beim Reichstag einzubringen. Der 
Reichswirtschaftsrat kann die Vorlage durch eines seiner Mitglieder vor dem Reichstag 
vertreten lassen.  

Den Arbeiter- und Wirtschaftsräten können auf den ihnen überwiesenen Gebieten 
Kontroll- und Verwaltungsbefugnisse übertragen werden.   

Aufbau und Aufgabe der Arbeiter- und Wirtschaftsräte sowie ihr Verhältnis zu 
anderen sozialen Selbstverwaltungskörpern zu regeln, ist ausschließlich Sache des Reichs.   
 

Übergangs- und Schlußbestimmungen 
 

Artikel 166 
Bis zur Errichtung des Reichsverwaltungsgerichts tritt an seine Stelle für die Bildung 

des Wahlprüfungsgerichts das Reichsgericht.   
 



Artikel 167 
Die Bestimmungen des Artikels 18 Abs.3 bis 6 treten erst zwei Jahre nach 

Verkündung der Reichsverfassung in Kraft.   
 

Artikel 168 
Bis zum Erlaß des im Artikel 63 vorgesehenen Landesgesetzes, aber höchstens auf die 

Dauer eines Jahres, können die sämtlichen preußischen Stimmen im Reichsrat von 
Mitgliedern der Regierung abgegeben werden 


